
Anlage B  

 
 
 
 

Satzung  
über die Erhebung von Gebühren 
und Entgelten für die Benutzung 
der kommunalen Kindertagesein-

richtungen der Stadt Dessau 
 
 

Auf der Grundlage der §§ 6 (1) und 8 
(1) der Gemeindeordnung für das 
Land Sachsen-Anhalt vom 5. Okto-
ber 1993 (GVBl. LSA, S.568), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 7. Au-
gust 2002 (GVBl. LSA, S.336) i.V.m. 
§ 2 Abs. 1 und § 5 des Kommunal-
abgabengesetzes des Landes Sach-
sen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. 
Dezember 1996 (GVBl. LSA, S. 
406), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 15. August 2001 (GVBl. LSA, 
S.526), sowie § 90 Abs. 1 S.1, Ziffer 
3 des Sozialgesetzbuches VIII in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
8. Dezember 1998 (BGBl. I, S.546 f.) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25. Juni 2001(BGBL.I S.1206) i.V.m. 
§ 13 des Gesetzes zur Förderung 
und Betreuung von Kindern in Ta-
geseinrichtungen und in Tagespflege 
des Landes Sachsen- Anhalt (Ki-
FöG) vom 5. März 2003 (GVBl. LSA, 

 
 
 
 

Satzung 
über die Elternbeiträge für 
den Besuch von Kinderta-

geseinrichtungen in der Stadt 
Roßlau 

 
 
Die Stadt Roßlau unterhält in ih-
rem Gemeindegebiet drei Kinder-
einrichtungen mit dem Ziel, den 
gesetzlichen Anspruch der Eltern 
auf einen Kinderbetreuungsplatz 
auf höchst möglichem Niveau 
nachzukommen. Auf Grund der §§ 
6, 8 und 44 Abs. 3Nr.1 der Ge-
meindeordnung für das Land 
Sachsen- Anhalt vom 05.10.1993 
(GVBl. LSA S.568) zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 26.02.2003 
(GVBl. LSA S. 22) und den §§ 2 
und 5 des Kommunalabgabenge-
setzes vom 11.06.1991 (GVBl. 
LSA S. 105), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 01.03.2002 
(GVBl. LSA S. 104) , sowie des § 
13 des Gesetzes zur Förderung 
und Betreuung von Kindern in 
Kindertageseinrichtungen und 
Tagespflege des Landes Sachsen- 
Anhalt (Kinderförderungsgesetz) 
vom 07.03.2003 (GVBl. LSA S. 
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Satzung  
über die Erhebung von Elternbei-
trägen und Entgelten für die Be-
nutzung der kommunalen Kinder-
tageseinrichtungen der Stadt Des-
sau-Roßlau 

 
Auf der Grundlage der §§ 6 (1) und 8 
(1) der Gemeindeordnung für das 
Land Sachsen-Anhalt vom 5. Oktober 
1993 (GVBl. LSA, S.568), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 
16.November 2006 (GVBl. LSA, 
S.522) i.V.m. § 2 Abs. 1 und § 5 des 
Kommunalabgabengesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA, 
S. 406), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 18. November  2005 (GVBl. 
LSA, S.526), sowie § 90 Abs. 1 S.1, 
Ziffer 3 des Sozialgesetzbuches VIII 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. Dezember 1998 (BGBl. I, 
S.546 f.) zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 8. September 2005 (BGBL.I 
S.2729) i.V.m. § 13 des Gesetzes zur 
Förderung und Betreuung von Kin-
dern in Tageseinrichtungen und in 
Tagespflege des Landes Sachsen- 
Anhalt (KiFöG) vom 5. März 2003 

Überarbeitung Ergebnis Arbeits-
gruppe, Verwaltung, Jugendhilfe-
ausschuss, Eltern 

 
Satzung  

über die Erhebung von Elternbeiträ-
gen und Entgelten für die Benut-
zung der kommunalen Kinderta-
geseinrichtungen der Stadt Dessau-
Roßlau 

 
Auf der Grundlage der §§ 6 (1) und 8 
(1) der Gemeindeordnung für das Land 
Sachsen-Anhalt vom 5. Oktober 1993 
(GVBl. LSA, S.568), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 14. Februar 2008 
(GVBl. LSA, S.40, 46) i.V.m. § 2 Abs. 1 
und § 5 des Kommunalabgabengeset-
zes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-
LSA) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. 
LSA, S. 406), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 17. Dezember 2008 
(GVBl. LSA, S.452), sowie § 90 Abs. 1 
S.1, Ziffer 3 des Sozialgesetzbuches 
VIII in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Dezember 2006 (BGBl. 
I, S.3134) zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Förderung von Kindern 
unter 3 Jahren in Tageseinrichtungen 
und in Kindertagespflege (Kinderförde-
rungsgesetz- KiFöG) vom 10. Dezem-
ber 2008 (BGBL.I S.2403) und durch 
Gesetz vom 17. Dezember 2008 
(BGBL. I. S. 2586) i.V.m. § 13 des Ge-
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S.48) wurde vom Stadtrat der Stadt 
Dessau in seiner Sitzung am . . . . . 
die nachfolgende Satzung beschlos-
sen : 

 
 
 
 
 
 
 

§ 1 
Allgemeines  

 
Die Stadt Dessau erhebt Gebühren 
für die Benutzung der kommunalen 
Kindertageseinrichtungen der Stadt 
Dessau nach Maßgabe des § 13 
KiFöG und dieser Gebührensat-
zung, in der Folge Elternbeiträge 
genannt. Für Verpflegungsleistun-
gen wird ein privatrechtliches Ent-
gelt erhoben.  

 
§ 2 

Elternbeitrag für die kommunalen 
Einrichtungen 

 
Der Elternbeitrag ist an das Ju-
gendamt der Stadt Dessau zu zah-
len. Die Höhe der Elternbeiträge für 
die Nutzung von Plätzen in Kinder-
tageseinrichtungen setzt der Stadt-
rat der Stadt Dessau fest. Ihre je-
weilige Höhe ergibt sich aus der 

48) in Verbindung mit der Satzung 
über die Aufnahme und Betreuung 
von Kindern in den Kinderta-
geseinrichtungen in der Stadt 
Roßlau , welche sich in der Trä-
gerschaft der Stadt Roßlau befin-
den vom 22.05.2003 wird folgende 
Satzung erlassen:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(GVBl. LSA, S.48), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 12. November 
2004 (GVBl. LSA S. 774)  wurde vom 
Stadtrat der Stadt Dessau- Roßlau in 
seiner Sitzung am . . . . . die nachfol-
gende Satzung beschlossen : 
 

 
 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Die Stadt Dessau-Roßlau erhebt Ge-
bühren für die Benutzung der kom-
munalen Kindertageseinrichtungen 
der Stadt Dessau-Roßlau nach Maß-
gabe des § 13 KiFöG und dieser Ge-
bührensatzung, in der Folge Eltern-
beiträge genannt. Für Verpflegungs-
leistungen wird ein privatrechtliches 
Entgelt erhoben.  

 
§ 2 

Elternbeitrag für die kommunalen 
Einrichtungen 

 
Der Elternbeitrag ist an das Jugend-
amt der Stadt Dessau-Roßlau zu 
zahlen. Die Höhe der Elternbeiträge 
für die Nutzung von Plätzen in Kin-
dertageseinrichtungen setzt der 
Stadtrat der Stadt Dessau-Roßlau 
fest. Ihre jeweilige Höhe ergibt sich 

setzes zur Förderung und Betreuung 
von Kindern in Tageseinrichtungen und 
in Tagespflege des Landes Sachsen- 
Anhalt (KiFöG) vom 5. März 2003 
(GVBl. LSA, S.48), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 17. Dezember 2008 
(GVBl. LSA S. 448,452)  wurde vom 
Stadtrat der Stadt Dessau- Roßlau in 
seiner Sitzung am . . . . . die nachfol-
gende Satzung beschlossen : 

 
§ 1 

Allgemeines 
 

Die Stadt Dessau-Roßlau erhebt Ge-
bühren für die Benutzung der kommu-
nalen Kindertageseinrichtungen der 
Stadt Dessau-Roßlau nach Maßgabe 
des § 13 KiFöG und dieser Gebüh-
rensatzung, in der Folge Elternbeiträge 
genannt. Für Verpflegungsleistungen 
wird ein privatrechtliches Entgelt erho-
ben.  

 
§ 2 

Elternbeitrag für die kommunalen 
Einrichtungen 

 
Der Elternbeitrag ist an das Jugendamt 
der Stadt Dessau-Roßlau zu zahlen. 
Die Höhe der Elternbeiträge für die 
Nutzung von Plätzen in Kinderta-
geseinrichtungen betragen ca. 19 v.H. 
der durchschnittlichen Kosten eines 
Platzes nach Abzug der Landeszu-
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Anlage 1, die Bestandteil dieser 
Satzung ist. 

 
 
 
 
 

§ 3 
Ermäßigungen 

 
(1) Der Elternbeitrag ermäßigt sich 
auf Antrag für Kinder von Erzie-
hungsberechtigten mit 2 Kindern in 
der Familie auf 70 v.H., mit 3 und 
mehr Kindern auf 40 v.H. des nach 
§ 2 festgesetzten Betrages. Berück-
sichtigt werden alle Kinder in der 
Familie bis zum vollendeten 18. 
Lebensjahr, für die staatliches Kin-
dergeld gezahlt wird. Hierzu muss 
dem Jugendamt ein dokumentari-
scher Nachweis vorgelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Elternbeitrag wird auf Antrag 

 
 
 

 
 
 
 

§ 5 
Geschwisterermäßigung 

 
Die Stadt Roßlau gewährt allen 
Eltern, die mehrere Kinder in Kin-
dereinrichtungen der Stadt Roßlau 
untergebracht haben, folgende 
Geschwisterermäßigung:  
 
 
1. Krippen- und Kindergartenkin-
der 
- für 2,3 und mehr Kinder, pro Kind  
20 € 
des jeweiligen Elternbeitrages  
 
2.Hortkinder 
- 2,3  und mehr Kinder, pro Kind      
10 €  
des jeweiligen Elternbeitrages  
 
 
  
 

§ 4 
Beitragsermäßigung 

 
Nach § 13 KiFöG erfolgt die Er-

aus der Anlage 1, die Bestandteil 
dieser Satzung ist.  

 
 
 
 

 
§ 3  

Ermäßigungen 
 
(1) Der Elternbeitrag ermäßigt sich 
auf Antrag für Kinder von Erzie-
hungsberechtigten mit 2 Kindern in 
der Familie auf 70 v.H., mit 3 und 
mehr Kindern auf 40 v.H. des nach § 
2 festgesetzten Betrages. Berück-
sichtigt werden alle Kinder in der 
Familie, die eine Kindertageseinrich-
tung in der Stadt Dessau- Roßlau 
besuchen.  
 
 
(2) Anspruchsberechtigt auf einen 
Ermäßigung nach § 3 (1) sind  
      
      a) Familien, deren Einkommen 
unter     
          30.000 €  im Jahr beträgt 
      b) Alleinerziehende, deren Ein-
kommen  
          unter 23.000 € im Jahr  
beträgt. 
 
 
(3) Die Ermittlung des Einkommens 

weisungen und werden im Rahmen 
der Kostendeckung regelmäßig fortge-
schrieben.  
Die Höhe der Elternbeiträge setzt der 
Stadtrat der Stadt Dessau-Roßlau fest. 
Ihre jeweilige Höhe ergibt sich aus der 
Anlage 1, die Bestandteil dieser Sat-
zung ist.  

 
§ 3  

Ermäßigungen 
 
(1) Der Elternbeitrag ermäßigt sich auf 
Antrag für Kinder von Erziehungsbe-
rechtigten mit 2 und mehr Kindern in 
der Familie auf die in der Anlage fest-
gelegten Beträge. Berücksichtigt wer-
den alle Kinder in der Familie, die ge-
mäß § 3 Abs. 1 und 2 KiFöG einen 
Anspruch auf Tagesbetreuung haben. 
Hierzu muss dem Jugendamt ein do-
kumentarischer Nachweis vorgelegt 
werden.  
 
 
(2) entfällt 
 
(3) entfällt 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Elternbeitrag wird auf Grund-
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erlassen, wenn das Familienein-
kommen die Einkommensgrenze 
nach § 79 BSHG unterschreitet. Zur 
Bemessung der Unterschreitung der 
Einkommensgrenze ist das Netto-
einkommen nach § 76 BSHG i.V.m. 
§§ 84, 85 BSHG zugrunde zu legen.  
 
(3) Es wird für folgende Personen-
gruppen der Elternbeitrag für die 
notwendige Betreuungszeit auf An-
trag erlassen: 

 
   - Empfänger von laufender Hilfe 
zum Le- 
      bensunterhalt  

- Alleinerziehende, die aus-
schließlich  
  BAföG beziehen.  

 
(4) Die Regelungen des § 3 Abs. 2 
und 3 finden keine Anwendung auf 
auswärtige Kinder nach § 2 (4) der 
Satzung über die Nutzung der kom-
munalen Kindertageseinrichtung der 
Stadt Dessau. Anträge auf Über-
nahme (Ermäßigung bzw. Erlass) 
des Elternbeitrages sind bei dem 
örtlich zuständigen Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe zu stellen.  

 
 
 
 
 

mäßigung des Platzes entspre-
chend den Regelungen des § 90 
des Achten Buches Sozialgesetz-
buch, wonach Erziehungsberech-
tigte mit geringem Einkommen auf 
der Grundlage einer Antragstel-
lung an den örtlichen Träger der 
Jugendhilfe (Jugendamt Landkreis 
Anhalt- Zerbst) eine Ermäßigung 
erhalten zu können  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

erfolgt auf der Grundlage des § 82 
SGB XII.  Maßgeblich ist das Ein-
kommen der/ des Elternbeitrags-
schuldner/s, wie es sich aus den 
Einkommensnachweisen des voran-
gegangenen Kalenderjahres ergibt.    
 
(4)  Der Elternbeitrag wird auf 
Grundlage des § 90 Abs. 3 SGB VIII 
auf Antrag ganz oder teilweise erlas-
sen, wenn das Familieneinkommen 
die Einkommensgrenze nach § 85 
SGB XII unterschreitet. Die Feststel-
lung der zumutbaren Belastung er-
folgt auf der Grundlage der §§ 82 bis 
85, 87 und 88 des SGB XII. 
 
(5) Es wird für folgende Personen-
gruppen der Elternbeitrag für die 
notwendige Betreuungszeit auf An-
trag erlassen: 

 
- Empfänger von Leistungen 

nach dem  SGB II  
- Alleinerziehende, die aus-

schließlich  BaFöG beziehen 
 

(6) Die Regelungen des § 3 Abs. 1 
und 2 finden keine Anwendung auf 
auswärtige Kinder nach § 2 (4) der 
Satzung über die Nutzung der kom-
munalen Kindertageseinrichtung der 
Stadt Dessau- Roßlau. Anträge auf 
Übernahme (Ermäßigung bzw. Er-
lass) des Elternbeitrages sind bei 

lage des § 90 Abs. 3 SGB VIII auf 
Antrag ganz oder teilweise erlassen, 
wenn das Familieneinkommen die 
Einkommensgrenze nach § 85 SGB 
XII unterschreitet. Die Feststellung der 
zumutbaren Belastung erfolgt auf der 
Grundlage der §§ 82 bis 85, 87 und 
88 des SGB XII. 
 
(3) Es wird für folgende Personen-
gruppen der Elternbeitrag für die not-
wendige Betreuungszeit auf Antrag 
erlassen: 

 
- Empfänger von Leistungen nach 

dem SGB II  
- Alleinerziehende, die aus-

schließlich BaFöG beziehen 
 

(4) Die Regelungen des § 3 Abs. 1 
findet keine Anwendung auf auswärti-
ge Kinder nach § 2 (4) der Satzung 
über die Nutzung der kommunalen 
Kindertageseinrichtung der Stadt Des-
sau- Roßlau. Anträge auf Übernahme 
(Ermäßigung bzw. Erlass) des Eltern-
beitrages sind bei dem örtlich zustän-
digen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe zu stellen 
 
(5) Empfängern von Erziehungsgeld 
gem. § 1 Bundeserziehungsgeldgesetz 
(BErzGG) sowie Empfängern von El-
terngeld gemäß § 1 des Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) 
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§ 4 
Betreuungszeit 

 
(1) Die Stadt Dessau ermöglicht die 
Nutzung der angebotenen Plätze mit 
gestaffelten Betreuungszeiten ent-
sprechend § 4 der Satzung über die 
Nutzung der kommunalen Kinderta-
geseinrichtungen der Stadt Dessau. 
Die jeweilige Höhe der Elternbeiträ-
ge ergibt sich aus der Anlage 1.  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 1 
Ganztagsplatz 

 
Ein Ganztagsplatz liegt vor, wenn 
gemäß § 14 Abs. 2 KiFöG in der 
Fassung vom 05.03.2003 (GVBl. 
LSA Nr. 06/2003) der Betreuungs-
platz in der Kindertageseinrichtung 
ab mindestens 10 Stunden pro 
Tag in Anspruch genommen wird. 
Höhe des Elternbeitrages für einen 
Ganztagsplatz für  
 
1. Krippenkinder                               
145 €  
Als Krippenkinder werden Kinder 
im Alter von 0-3 Jahren bezeich-
net.  

dem örtlich zuständigen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zu stellen 
 
(7) Empfängern von Erziehungsgeld 
gem. § 1 Bundeserziehungsgeldge-
setz (BErzGG) sowie Empfängern 
von Elterngeld gemäß § 1 des Bun-
deselterngeld- und Elternzeitgesetzes 
(BEEG) ist eine Zahlung des Eltern-
beitrages für das Kind, für welches 
Erziehungs- bzw. Elterngeld gewährt 
wird, grundsätzlich selbst zuzumuten. 
Ausnahmen sind nur dann zulässig, 
wenn der Erziehungsgeld- bzw. El-
terngeldempfänger seiner Erzie-
hungsaufgabe nachweislich nicht 
nachkommen kann. 

§ 4 
Betreuungszeiten  

 
(1) (1) Die Stadt Dessau-Roßlau er-
möglicht die Nutzung der Plätze in 
den entsprechend § 4 der Satzung 
über die Nutzung der kommunalen 
Kindertageseinrichtungen der Stadt 
Dessau-Roßlau angebotenen 
Betreuungszeiten 
 
(2) Im Rahmen der Hortbetreuung ist 
die Ferienbetreuung einbezogen. Es 
wird kein gesonderter Beitrag für die 
Ferienbetreuung erhoben.  
 
 
 

ist eine Zahlung des Elternbeitrages für 
das Kind, für welches Erziehungs- 
bzw. Elterngeld gewährt wird, grund-
sätzlich selbst zuzumuten. Ausnahmen 
sind nur dann zulässig, wenn der Er-
ziehungsgeld- bzw. Elterngeldempfän-
ger seiner Erziehungsaufgabe nach-
weislich nicht nachkommen kann. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 4 
Betreuungszeiten  

 
(1) Die Stadt Dessau-Roßlau ermög-
licht die Nutzung der Plätze in den ent-
sprechend § 4 der Satzung über die 
Nutzung der kommunalen Kinderta-
geseinrichtungen der Stadt Dessau-
Roßlau angebotenen Betreuungszeiten 
 
(2) Bei der 6 stündigen Hortbetreuung 
ist die Ferienbetreuung einbezogen. Es 
wird kein gesonderter Beitrag für die 
Ferienbetreuung erhoben.  
 
(3) Kinder mit einer 3 stündigen Hort-
betreuung haben bei Inanspruchnah-
me einer darüber hinaus gehenden 
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(2) Die vereinbarte Betreuungszeit 
darf nicht überschritten werden. Bei 
wiederholten Verstößen gegen diese 
Regelung kann im Rahmen einer 
Nachberechnung der monatliche 
Elternbeitrag der nächst höheren 
Betreuungszeit erhoben werden.  
 
(3) In der Eingewöhnungsphase der 
Kinder wird für die vereinbarte Dauer 
der Eingewöhnung ein täglicher 
Betreuungssatz erhoben, der sich 
aus dem Elternbeitrag der Betreu-
ungszeit bis zu 5 Stunden ergibt. 
 
(4) Für die Ferienbetreuung im Hort 

(gem. § 4 Abs.2(1) KiFöG 
 
2. Kindergartenkinder                      
120 €  
Kindergartenkinder sind Kinder,  
die sich im Alter von 3 Jahren bis  
zum Schuleintritt befinden  
(gem. § 4 Abs.2(2) KiFöG) 
 

§ 2 
Dreiviertelplatz 

 
Die Nutzung eines Dreiviertelplat-
zes liegt vor, wenn die Aufent-
haltsdauer des Kindes mindestens 
6 Stunden und unter 10 Stunden 
täglich liegt.  
Höhe des Elternbeitrages für ¾- 
Platz für  
 
1. Krippenkinder                               
130 €  
Als Krippenkinder werden Kinder 
im Alter von 0-3 Jahren bezeich-
net.  
(gem. § 4 Abs.2(1) KiFöG 
 
2. Kindergartenkinder                       
110 €  
Kindergartenkinder sind Kinder,  
die sich im Alter von 3 Jahren bis  
zum Schuleintritt befinden  
(gem. § 4 Abs.2(2) KiFöG) 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die vereinbarte Betreuungszeit 
darf nicht überschritten werden. Bei 
wiederholten Verstößen gegen diese 
Regelung wird im Rahmen einer 
Nachberechnung der monatliche El-
ternbeitrag der nächst höheren 
Betreuungszeit erhoben.  

 
(4) In der Eingewöhnungsphase der 
Kinder wird für die vereinbarte Dauer 
der Eingewöhnung ein täglicher 
Betreuungssatz erhoben, der sich 
aus dem Elternbeitrag der Betreu-
ungszeit bis zu 5 Stunden ergibt 

 
5) Bei Aufnahme von Gastkindern ist 

Ferienbetreuung zusätzlich eine Wo-
chenpauschale zu zahlen, die sich an 
der Differenz zum Beitragssatz der 6 
stündigen Hortbetreuung bemisst. Für 
bewegliche Ferientage wird der ent-
sprechende Tagessatz erhoben. 
 
(4) Kinder, die ausschließlich die Fe-
rienbetreuung in Anspruch nehmen, 
haben die Wochenpauschale aus der 
6- stündigen Hortbetreuung zu entrich-
ten. Für bewegliche Ferientage wird 
der entsprechende Tagessatz erho-
ben.  
 
(5) Die Elternbeiträge nach Abs. 3 und 
4 sind vor Inanspruchnahme der Fe-
rienbetreuung zu entrichten. 
  
(6) Die vereinbarte Betreuungszeit darf 
nicht überschritten werden. Bei wie-
derholten Verstößen gegen diese Re-
gelung wird im Rahmen einer Nachbe-
rechnung der monatliche Elternbeitrag 
der nächst höheren Betreuungszeit 
erhoben.  

 
(7) In der Eingewöhnungsphase der 
Kinder wird für die vereinbarte Dauer 
der Eingewöhnung ein täglicher 
Betreuungssatz erhoben, der sich aus 
dem Elternbeitrag der Betreuungszeit 
bis zu 5 Stunden ergibt 

 
(8) Bei Aufnahme von Gastkindern ist 
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wird bei Inanspruchnahme einer 
höheren Betreuungszeit gegenüber 
der vereinbarten Regelbetreuung pro 
Nutzungstag ein Aufschlag erhoben. 
Dieser bemisst sich aus der Diffe-
renz des Tagessatzes der Regel-
betreuungszeit zum Tagessatz der 
vereinbarten Ferienbetreuungszeit. 
 
(5) Bei Aufnahme von Gastkindern 
ist der Tagessatz aus dem Regelel-
ternbeitrag der vereinbarten Betreu-
ungszeit zu zahlen. 

 
(6) Für die Berechnung der Tages-
sätze gemäß Absatz 3, 4 und 5 ist 
der auf den nächsten vollen Euro 
gerundete 21. Teil eines Monatsbei-
trages maßgeblich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 3 
Halbtagsplatz 

 
Die Nutzung eines Halbtagsplat-
zes liegt vor, wenn die Aufent-
haltsdauer des Kindes in der Kin-
dertageseinrichtung täglich unter 6 
Stunden liegt. Eine Ausnahme 
bildet die ganztägige Ferien-
betreuung für die Hortkinder.  
 
Höhe des Elternbeitrages für einen 
Halbtagsplatz für  
 
1. Krippenkinder                              
110 €  
Als Krippenkinder werden Kinder 
im Alter von 0-3 Jahren bezeich-
net.  
(gem. § 4 Abs.2(1) KiFöG 
 
2. Kindergartenkinder                       
95 €  
Kindergartenkinder sind Kinder,  
die sich im Alter von 3 Jahren bis  
zum Schuleintritt befinden  
(gem. § 4 Abs.2(2) KiFöG) 
 
3. Hortkinder                                     
55 € 
Als Hortkinder werden schulpflich-
tige  
Kinder bezeichnet, welche vom 
Schuleintritt bis zur Beendigung 
des 7 Schuljahrganges in einer  

der Tagessatz aus dem Regeleltern-
beitrag der vereinbarten Betreuungs-
zeit zu zahlen. 

 
(6) Für die Berechnung der Tages-
sätze gemäß Absatz 3, 4 und 5 ist 
der auf den nächsten vollen Euro 
gerundete 21. Teil eines Monatsbei-
trages maßgeblich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

der Tagessatz aus dem Regeleltern-
beitrag der vereinbarten Betreuungs-
zeit zu zahlen. 

 
(9) Für die Berechnung der Tagessät-
ze gemäß Absatz 3, 4 und 5 ist der 
auf den nächsten vollen Euro gerun-
dete 21. Teil eines Monatsbeitrages 
maßgeblich. 
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§ 5 
Verpflegungsentgelt  

 
(1) Die Kinder erhalten gegen Zah-
lung eines privatrechtlichen Entgel-
tes täglich eine Mahlzeit und Ge-
tränke in der Einrichtung angebo-
ten. 

 
(2) Für Kinder bis zum vollendeten 
1. Lebensjahr kann die von den 
Eltern mitgebrachte Kleinkindkost 
verabreicht werden. 
 
(3) Das Verpflegungsentgelt ist an 
die Einrichtung, bei Privatisierung 
der Essenversorgung unmittelbar 
an den entsprechenden Leistungs-
träger zu zahlen. 

 
(4) Die Höhe des Entgeltes für die 
Mittagsversorgung in den kommu-
nalen Einrichtungen soll kostende-
ckend, entsprechend der jeweiligen 

Kindereinrichtung betreut werden. 
(gem. § 4Abs.2(3) KiFöG)  

 
 
 

§ 6 
Nutzungszeiten 

 
Bei der Festsetzung der Nut-
zungszeiten wird grundsätzlich 
von vollen Stunden ausgegangen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 5  
Verpflegungsentgelt  

 
(1) Die Kinder erhalten gegen Zah-
lung eines privatrechtlichen Entgeltes 
täglich eine Mahlzeit und Getränke in 
der Einrichtung angeboten 
 
(2) Für Kinder bis zum vollendeten 1. 
Lebensjahr kann die von den Eltern 
mitgebrachte Kleinkindkost verab-
reicht werden. 
 
 
(3) Das Verpflegungsentgelt von z.Zt. 
2,40 € ist an den Leistungserbringer 
zu zahlen.  

 
 
 
4) Die Höhe des Entgeltes für die 
Mittagsversorgung in den kommuna-
len Einrichtungen soll kostende-
ckend, entsprechend der jeweiligen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 5  
Verpflegungsentgelt  

 
(1) Die Kinder erhalten gegen Zahlung 
eines privatrechtlichen Entgeltes täg-
lich eine Mittagsmahlzeit in der Einrich-
tung angeboten 
 
(2) Für Kinder bis zum vollendeten 1. 
Lebensjahr kann die von den Eltern 
mitgebrachte Kleinkindkost verab-
reicht werden. 
 
 
(3) Die Eltern entrichten einen Essen-
preis von 2,25 €, der an den Leis-
tungserbringer zu zahlen ist.  
 
 
 
(4) An der Entscheidung über die Ver-
sorgungsform sind die Elternkuratorien 
beratend zu beteiligen. 
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Versorgungsform, erhoben werden. 
An der Entscheidung über die Ver-
sorgungsform ist der Stadtelternbei-
rat beratend zu beteiligen. 

 
(5) Für das Aufbereiten der mitge-
brachten Kleinkindkost ist ein Kos-
tenanteil von 0,25 € pro Tag zu ent-
richten. 

 
(6) Den Empfängern von laufender 
Hilfe zum Lebensunterhalt wird auf 
Antrag das Entgelt für die Mittags-
versorgung um 1,02 € ermäßigt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Versorgungsform, erhoben werden. 
An der Entscheidung über die Ver-
sorgungsform ist der Stadtelternbeirat 
beratend zu beteiligen 
 
(5) Für das Aufbereiten der mitge-
brachten Kleinkindkost ist ein Kos-
tenanteil von 0,25 € pro Tag an die 
Einrichtung zu entrichten. 
 
 (6) Das Entgelt für die Mittagsver-
sorgung wird für folgende Personen-
gruppen auf Antrag beim Jugendamt 
um 1,02 € ermäßigt:  
 

- Empfängern von Leistungen 
nach dem SGB II  

- Kindern aus Familien, deren 
Familieneinkommen die Ein-
kommensgrenze nach § 85 
SGB XII unterschreitet. Die 
Feststellung der zumutbaren 
Belastung erfolgt auf der 
Grundlage der §§ 82 bis 85, 
87 und 88 des SGB XII   

 
Hierfür sind die erforderlichen 
Nachweise zu erbringen. 
Die Ermäßigung erfolgt durch anteili-
ge Erstattung des an den Leistungs-
erbringer zu zahlenden Entgeltes.  

 
 
 
 

 
 
 
 
 
(5) Für das Aufbereiten der mitge-
brachten Kleinkindkost ist ein Kosten-
anteil von 0,25 € pro Tag an die Ein-
richtung zu entrichten. 
 
(6) Das Entgelt für die Mittagsversor-
gung wird für folgende Personengrup-
pen auf Antrag beim Jugendamt um 
1,02 € ermäßigt:  
 

- Empfängern von Leistungen 
nach dem SGB II  

- Kindern aus Familien, deren 
Familieneinkommen die Ein-
kommensgrenze nach § 85 
SGB XII unterschreitet. Die 
Feststellung der zumutbaren 
Belastung erfolgt auf der 
Grundlage der §§ 82 bis 85, 87 
und 88 des SGB XII   

 
Hierfür sind die erforderlichen Nach-
weise zu erbringen. 
Die Ermäßigung erfolgt durch anteilige 
Erstattung des an den Leistungserb-
ringer zu zahlenden Entgeltes.  
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§ 6 

Fälligkeit und Zahlung der Eltern-
beiträge und Entgelte 

 
 
 
 
(1) Die Heranziehung zu den El-
ternbeiträgen erfolgt durch schriftli-
chen Bescheid des Jugendamtes 
der Stadt Dessau.  
 
(2) Die Beitragspflicht beginnt mit 
dem 1. des Monats, in dem das Kind 
in der Kindertageseinrichtung aufge-
nommen wird. Sie endet mit dem 
letzten Tag des Monats, in dem das 
Kind unter Einhaltung der Bestim-
mungen des § 6 der Satzung über 
die Nutzung einer kommunalen Kin-
dertageseinrichtung der Stadt Des-
sau abgemeldet wird. 
Im Falle des Ausschlusses endet die 
Beitragspflicht mit dem letzten Tag 
des Monats  des Ausschlusstermins.  
 
 
 
 
 
 
(3) Die Beitragspflicht für eine befris-
tete Betreuung von Gastkindern be-
ginnt mit der Aufnahme des Kindes 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 6 

Fälligkeit und Zahlung der Eltern-
beiträge und Entgelte 

 
 
 
 
(1) Die Heranziehung zu den Eltern-
beiträgen erfolgt durch schriftlichen 
Bescheid des Jugendamtes der Stadt 
Dessau- Roßlau  

 
(2) Die Beitragspflicht beginnt mit 
dem 1. des Monats, in dem das Kind 
in der Kindertageseinrichtung aufge-
nommen wird. Sie endet mit dem 
letzten Tag des Monats, in dem das 
Kind unter Einhaltung der Bestim-
mungen des § 6 der Satzung über die 
Nutzung einer kommunalen Kinder-
tageseinrichtung der Stadt Dessau-
Roßlau abgemeldet wird. 
Im Falle des Ausschlusses endet die 
Beitragspflicht mit dem letzten Tag 
des Monats  des Ausschlusstermins.  
 
(3) Der Elternbeitrag wird für die Be-
reitstellung des Platzes erhoben und 
ist unabhängig von Fehlzeiten des 
Kindes (Krankheit, Urlaub usw.) in 
voller Höhe zu zahlen. 
 
(4) Die Beitragspflicht für eine befris-
tete Betreuung von Gastkindern be-

 
§ 6 

Fälligkeit und Zahlung der Elternbei-
träge und Entgelte 

 
(1) Der Elternbeitrag wird als Monats-
beitrag erhoben. 
 
(2) Die Heranziehung zu den Elternbei-
trägen erfolgt durch schriftlichen Be-
scheid des Jugendamtes der Stadt 
Dessau- Roßlau  

 
(3) Die Beitragspflicht beginnt mit dem 
1. des Monats, in dem das Kind in der 
Kindertageseinrichtung aufgenommen 
wird. Sie endet mit dem letzten Tag 
des Monats, in dem das Kind unter 
Einhaltung der Bestimmungen des § 6 
der Satzung über die Nutzung einer 
kommunalen Kindertageseinrichtung 
der Stadt Dessau-Roßlau abgemeldet 
wird. 
Im Falle des Ausschlusses endet die 
Beitragspflicht mit dem letzten Tag des 
Monats  des Ausschlusstermins.  
 
(4) Der Elternbeitrag wird für die Be-
reitstellung des Platzes erhoben und 
ist unabhängig von Fehlzeiten des 
Kindes (Krankheit, Urlaub usw.) in vol-
ler Höhe zu zahlen. 
 
(5) Die Beitragspflicht für eine befriste-
te Betreuung von Gastkindern beginnt 
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und endet mit Ablauf der vereinbar-
ten Betreuungszeit. Die Gastgebühr 
wird für die Bereitstellung des Plat-
zes in der Kindertageseinrichtung 
erhoben und ist unabhängig von den 
Fehlzeiten des Kindes bis zum Ab-
lauf der vereinbarten Betreuungszeit 
zu entrichten.  
 
(4) Die Elternbeiträge für zusätzli-
che Ferienbetreuung werden durch 
gesonderten Gebührenbescheid 
erhoben.  
 
(5) Der Elternbeitrag wird für die 
Bereitstellung des Platzes erhoben 
und ist unabhängig von Fehlzeiten 
des Kindes (Krankheit, Urlaub usw.) 
in voller Höhe zu zahlen.  
 
(6) Eine vorübergehende Schlie-
ßung der Kindertageseinrichtung 
(z.B. wegen Urlaub, übertragbaren 
Krankheiten nach dem Bundesseu-
chengesetz) berechtigt nicht zur 
Kürzung des Elternbeitrages.  
 
(7) Der Elternbeitrag ist bis zum 15. 
des laufenden Monats zu zahlen.  

 
(8) Rückständige Gebührenforde-
rungen werden im Verwaltungs-
zwangsverfahren beigetrieben. 

 
(9) Das kommunale Verpflegungs-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ginnt mit der Aufnahme des Kindes 
und endet mit Ablauf der vereinbarten 
Betreuungszeit. Die Gastgebühr wird 
für die Bereitstellung des Platzes in 
der Kindertageseinrichtung erhoben 
und ist unabhängig von den Fehlzei-
ten des Kindes bis zum Ablauf der 
vereinbarten Betreuungszeit zu ent-
richten.  
 
(5) Eine vorübergehende Schließung 
der Kindertageseinrichtung (z.B. we-
gen Betriebsferien, übertragbaren 
Krankheiten nach dem Infektions-
schutzgesetz) berechtigt nicht zur 
Kürzung des Elternbeitrages. 
 
(6) Der Elternbeitrag ist bis zum 15. 
des laufenden Monats zu zahlen.  

 
(7) Rückständige Gebührenforde-
rungen werden im Verwaltungs-
zwangsverfahren beigetrieben. 
 
(8) Zur Erhebung des Verpflegungs-
entgelts legt der Leistungsträger die 
Abmeldefristen sowie die Zahlungs-
modalitäten fest.   

 
 
 
 
 
 
 

mit der Aufnahme des Kindes und en-
det mit Ablauf der vereinbarten Betreu-
ungszeit. Die Gastgebühr wird für die 
Bereitstellung des Platzes in der Kin-
dertageseinrichtung erhoben und ist 
unabhängig von den Fehlzeiten des 
Kindes bis zum Ablauf der vereinbar-
ten Betreuungszeit zu entrichten.  
 
 
(6) Eine vorübergehende Schließung 
der Kindertageseinrichtung (z.B. we-
gen Betriebsferien, übertragbaren 
Krankheiten nach dem Infektions-
schutzgesetz) berechtigt nicht zur Kür-
zung des Elternbeitrages. 
 
(7) Der Elternbeitrag ist bis zum 15. 
des laufenden Monats zu zahlen.  

 
(8) Rückständige Gebührenforderun-
gen werden im Verwaltungszwangs-
verfahren beigetrieben. 
 
(9) Zur Erhebung des Verpflegungs-
entgelts legt der Leistungsträger die 
Abmeldefristen sowie die Zahlungs-
modalitäten fest.   
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entgelt wird bis zum 10. des laufen-
den Monats fällig. Das Entgelt für 
nicht in Anspruch genommene Ver-
pflegung wird erstattet, sofern die 
Abmeldung bis spätestens 7.30 Uhr 
am Tag der Nichtinanspruchnahme 
erfolgte. 

 
(10) Im Falle der Privatisierung der 
Essenversorgung legt der Leistungs-
träger die Abmeldefristen sowie die 
Zahlungsmodalitäten fest.  

 
§ 7 

Gebühren- und Entgeltschuldner 
 

Gebühren- und Entgeltschuldner 
sind die Eltern der Kinder, die die 
Kindertageseinrichtung besuchen. 
Zusammenlebende Eltern haften als 
Gesamtschuldner. Im Falle des Ge-
trenntlebens der Eltern haftet das 
Elternteil, bei dem das Kind seinen 
Lebensmittelpunkt hat.  

 
§ 8 

Anspruch auf Ermäßigung bzw. 
Befreiung, Mitwirkungspflicht 

 
(1) Eine Ermäßigung bzw. ein Er-
lass des Elternbeitrages gegenüber 
Erziehungsberechtigten nach § 3 
Abs. 1, 2 und 3 dieser Satzung er-
folgt ausschließlich auf Antrag beim 
Jugendamt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 7 
Schuldner der Elternbeiträge  

 
Elternbeitragsschuldner sind die El-
tern der Kinder, die die Kinderta-
geseinrichtung besuchen. Zusam-
menlebende Eltern haften als Ge-
samtschuldner. Im Falle des Ge-
trenntlebens der Eltern haftet das 
Elternteil, bei dem das Kind seinen 
Lebensmittelpunkt hat.  
 

§ 8 
Anspruch auf Ermäßigung bzw. 
Befreiung, Mitwirkungspflicht 

 
(1) Eine Ermäßigung bzw. ein Erlass 
des Elternbeitrages gegenüber Er-
ziehungsberechtigten nach § 3 Abs. 
1 und 2 dieser Satzung erfolgt aus-
schließlich auf Antrag beim Jugend-
amt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 7 
Schuldner der Elternbeiträge  

 
Elternbeitragsschuldner sind die El-
tern der Kinder, die die Kinderta-
geseinrichtung besuchen. Zusammen-
lebende Eltern haften als Gesamt-
schuldner. Im Falle des Getrenntle-
bens der Eltern haftet das Elternteil, 
bei dem das Kind seinen Lebensmit-
telpunkt hat.  
 

§ 8 
Anspruch auf Ermäßigung bzw. Be-

freiung, Mitwirkungspflicht 
 
(1) Eine Ermäßigung bzw. ein Erlass 
des Elternbeitrages gegenüber Erzie-
hungsberechtigten nach § 3 Abs. 1 
und 2 dieser Satzung erfolgt aus-
schließlich auf Antrag beim Jugend-
amt.  
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(2). Die Erziehungsberechtigten sind 
gemäß §§ 60 ff SGB I verpflichtet, 
die zur Ermittlung der Ermäßigung 
des zu zahlenden Elternbeitrages 
notwendigen Angaben, insbesonde-
re zu ihren Einkommensverhältnis-
sen zu machen, und die erforderli-
chen Bescheinigungen beizubringen. 
Änderungen, die auf die Beitrags-
höhe Auswirkungen haben, müssen 
dem Jugendamt der Stadt Dessau 
unverzüglich mitgeteilt werden. 
 
 
(3) Zu Unrecht gewährte Ermäßi-
gungen bzw. Erlasse können unter 
den Voraussetzungen der §§ 45 ff 
SGB X zurückgenommen oder wi-
derrufen werden, insbesondere 
wenn sie  auf unzutreffende Anga-
ben beruhen oder wesentliche Ver-
änderungen in den persönlichen 
Verhältnissen nicht mitgeteilt wur-
den.  

 
§ 9 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
 
Die Satzung über die Erhebung 
von Beiträgen und Gebühren für 
die Benutzung der Kindertagesein-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 7 
Inkrafttreten 

 
Die 5. Änderung der Gebüh-
rensatzung tritt nach ihrer Veröf-
fentlichung in Kraft.   
 
 
 

 
(2) Die Erziehungsberechtigten sind 
gemäß §§ 60 ff SGB I verpflichtet, die 
zur Ermittlung der Ermäßigung des 
zu zahlenden Elternbeitrages not-
wendigen Angaben, insbesondere zu 
ihren Einkommensverhältnissen zu 
machen, und die erforderlichen Be-
scheinigungen beizubringen. 
Änderungen, die auf die Beitragshö-
he Auswirkungen haben, müssen 
dem Jugendamt der Stadt Dessau–
Roßlau unverzüglich mitgeteilt wer-
den 

 
(3) Zu Unrecht gewährte Ermäßi-
gungen bzw. Erlasse können unter 
den Voraussetzungen der §§ 45 ff 
SGB X zurückgenommen oder wi-
derrufen werden, insbesondere 
wenn sie  auf unzutreffende Anga-
ben beruhen oder wesentliche Ver-
änderungen in den persönlichen 
Verhältnissen nicht mitgeteilt wur-
den.  

 
§ 9 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 1. Tag des 
Folgemonats nach ihrer Veröffentli-
chung in Kraft. 
 
Die Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen und Gebühren für die Be-

 
(2) Die Erziehungsberechtigten sind 
gemäß §§ 60 ff SGB I verpflichtet, die 
zur Ermittlung der Ermäßigung des zu 
zahlenden Elternbeitrages notwendi-
gen Angaben, insbesondere zu ihren 
Einkommensverhältnissen zu machen, 
und die erforderlichen Bescheinigun-
gen beizubringen. 
Änderungen, die auf die Beitragshöhe 
Auswirkungen haben, müssen dem 
Jugendamt der Stadt Dessau–Roßlau 
unverzüglich mitgeteilt werden 

 
(3) Zu Unrecht gewährte Ermäßigun-
gen bzw. Erlasse können unter den 
Voraussetzungen der §§ 45 ff SGB X 
zurückgenommen oder widerrufen 
werden, insbesondere wenn sie  auf 
unzutreffende Angaben beruhen oder 
wesentliche Veränderungen in den 
persönlichen Verhältnissen nicht mit-
geteilt wurden.  

 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Tag des Fol-
gemonats nach ihrer Veröffentlichung 
in Kraft. 
 
Die Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen und Gebühren für die Be-
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richtungen der Stadt Dessau vom 
28.04.1998 tritt gleichzeitig außer 
Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
H.-G. Otto 
Oberbürgermeister 
 
 
Dessau, den 02.06.2004 
 

 
 
 
 
 
 
Anlage 1 
Höhe der geltenden Elternbeiträge 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Koschig 
Bürgermeister 
 
 
Roßlau, den 23.05.2003 
 
 

 

nutzung der Kindertageseinrichtun-
gen der Stadt Dessau vom 
02.06.2004 sowie die Satzung über 
die Elternbeiträge für den Besuch 
von Kindertageseinrichtungen in der 
Stadt Roßlau vom 23.05.2003 treten 
gleichzeitig außer Kraft. 
 
 
 
Koschig 
Oberbürgermeister 
 
 
Dessau, den ................. 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 1 
Höhe der geltenden Elternbeiträge 

 

nutzung der Kindertageseinrichtungen 
der Stadt Dessau vom 02.06.2004 
sowie die Satzung über die Elternbei-
träge für den Besuch von Kinderta-
geseinrichtungen in der Stadt Roßlau 
vom 23.05.2003 treten gleichzeitig 
außer Kraft. 
 
 
 
Koschig 
Oberbürgermeister 
 
 
Dessau, den ................. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 1 
Elternbeitragsübersicht 



 15

 


